
Uber einige Arbeitsmethoden unserer Rechtsanwälte

i
Die in der „Anwort an Rechtsanwalt Glaser“ von 

Vizepräsident Dr. Hilde B e n j a m i n  ausgesprochene 
Mahnung an unsere Anwaltschaft, zu neuen Arbeits­
methoden als Ausdruck ihrer ideologischen Wandlung 
überzugehen, kann von den damit Angesprochenen gar 
nicht ernst genug genommen werden. Wie notwendig 
dieser Hinweis war, haben die Erfahrungen der Se­
nate des Obersten Gerichts in der kurzen seit seiner 
Einordnung in den allgemeinen Instanzenzug vergan­
genen Zeitspanne bereits ergeben. Die nachfolgenden, 
auf diesen Erfahrungen beruhenden kritischen Bemer­
kungen mögen als Beitrag zu der in NJ 1952 S. 545 er- 
öffneten Diskussion unserer Rechtsanwälte betrachtet, 
zugleich aber auch als Ausdruck der übereinstimmen­
den Auffassung der Richter des Obersten Gerichts be­
wertet werden.

Was zunächst das S t r a f v e r f a h r e n  anlangt, so 
ist folgendes hervorzuheben:

Der im § 191 StPO geregelten Anwesenheitspflicht 
des Angeklagten entspricht die Pflicht des Verteidigers, 
speziell aber des vom Gericht bestellten Verteidigers, 
zur gewissenhaften Wahrnehmung der Hauptverhand­
lungstermine. Wie wenig diese Pflicht noch von einigen 
Rechtsanwälten verstanden wird, ergibt die Tatsache, 
daß vor kurzem bei vier vor einem Berufungssenat an­
stehenden Hauptverhandlungsterminen die Verteidiger 
in nicht weniger als drei Fällen ausgeblieben waren; 
zwei davon waren gerichtlich bestellte Verteidiger.

Darüber, daß dies ein völlig unhaltbarer Zustand ist, 
wird es eine Meinungsverschiedenheit nicht geben kön­
nen, zumal einer der Pflichtverteidiger es nicht einmal 
der Mühe für wert gehalten hatte, sein Ausbleiben zu 
entschuldigen, während sich die beiden anderen auf die 
Notwendigkeit beriefen, am gleichen Tage vor dem Be­
zirksgericht als Verteidiger oder in anderen Terminen 
auftreten zu müssen.

Daß sich Kollisionen dieser Art nicht immer von 
vornherein vermeiden lassen, soll zugegeben werden. 
Sie mögen zum Teil darauf zurückzuführen sein, daß 
anscheinend die Bezirksgerichte ihre Termine nicht mit 
so kurzer Frist anberaumen, wie dies vor dem Ober­
sten Gericht geschehen muß und geschieht, wodurch 
dann die Rechtsanwälte auf eine verhältnismäßig lange 
Zeit im voraus mit anstehenden Terminen belastet 
sind. Es kann und muß aber in solchen Kollisionsfällen 
gelingen, durch rechtzeitiges Eingreifen des betreffenden 
Verteidigers die Wahrnehmung des vor dem Obersten 
Gericht anstehenden Hauptverhandlungstermins sicher­
zustellen; eine fortschrittliche Organisationsform wird 
ihm dabei entscheidend helfen. Das Ausbleiben eines 
Verteidigers im Hauptverhandlungstermin vor dem 
Obersten Gericht kann unter keinen Umständen als 
Grund für eine Vertagung geltend gemacht werden. 
Daß der unentschuldigt Ausgebliebene die Verurteilung 
in die Kosten der Vertagung gemäß § 78 Abs. 3 StPO 
als Preis seiner unverzeihlichen Säumnis wird in Kauf 
nehmen müssen, dürfte ebenfalls allgemeiner Zustim­
mung sicher sein.

Die Anwesenheitspflicht des Verteidigers bezieht 
sich auf die ganze Dauer der Hauptverhandlung ein­
schließlich der Verkündung des Urteils und seiner nach 
§ 225 StPO sofort in der Beratung schriftlich festzustel­
lenden Gründe. Die Wahrnehmung der Verkündung 
ist schon deshalb sachlich notwendig, weil die Gründe 
des Urteils ja in vielen Fällen bindende Weisungen ent­
halten werden, die unter Umständen sofort vom Ver­
teidiger zur Kenntnis genommen und verwertet wer­
den müssen. Ist gegen das Urteil Berufung zulässig, so 
wird der Verteidiger in fast allen Fällen die Begrün­
dung des Rechtsmittels aus der Urteilsbegründung so­
fort und unmittelbar entnehmen können. Auf keinen 
Fall aber geht es an. daß sich der Verteidiger — wie 
das vor einiger Zeit geschehen ist — zur Rechtferti­
gung seiner vorzeitigen Entfernung auf § 78 StPO be­
ruft, denn gerade diese Bestimmung sieht Maßnahmen 
auch für den Fall einer vorzeitigen Entfernung des 
Verteidigers vor, die damit als pflichtwidrig gekenn­
zeichnet wird.

Vollends ist es als ein Zeichen völligen Mißverste­
hens der dem Verteidiger vom Gesetz auferlegten Ver­
pflichtungen zu bewerten, wenn der Verteidiger — wie 
dies gleichfalls vorgekommen ist — sein Plädoyer mit 
der „Entschuldigung“ eröffnete, daß ihm, der auch im 
ersten Rechtszuge die Verteidigung geführt hatte, der 
Inhalt des angefochtenen Urteils und des Verhand­
lungsprotokolls deshalb nicht bekannt sei, weil er der 
Verkündung nicht beigewohnt habe. Derselbe Vertei­
diger hatte überdies die Absicht, sich auch vor der 
Verkündung des Urteils des Obersten Gerichts zu ent­
fernen.

Wie schwer durch solche Säumnisse die Interessen 
des Angeklagten unmittelbar gefährdet werden können, 
beweist ein anderer Fall aus der Praxis der Strafsenate, 
in dem sich der Verteidiger u. a. auf die Unrichtigkeit 
des erstinstanzlichen Verhandlungsprotokolls berief mit 
der Begründung, es sei darin weder ein von ihm ge­
stellter Beweisantrag noch der darüber ergangene Ge­
richtsbeschluß aufgenommen worden. Dieser Vertei­
diger mußte darüber belehrt werden, daß es nach 
§ 230 Abs. 3 StPO seine Pflicht gewesen wäre, inner­
halb der dort vorgesehenen dreitägigen Frist nach Fer­
tigstellung des Protokolls dessen Berichtigung oder Er­
gänzung zu beantragen. Unterläßt er das und unter­
bleibt infolgedessen die Berichtigung, so tritt gemäß 
§ 230 Abs. 1 StPO die volle Beweiskraft des Protokolls 
ein mit der Rechtsfolge, daß eine Rüge seiner Unrich­
tigkeit oder Unvollständigkeit im Berufungsurteil keine 
Berücksichtigung mehr finden kann*). Die in der StPO 
niedergelegten neuen Arbeitsmethoden gelten nicht nur 
für die Justiz, sondern eben auch für die Rechtsan­
wälte!

Unmittelbar das ideologische Gebiet berührt ein Fall, 
in dem es der Verteidiger — es soll unterstellt werden, 
zu Recht — für notwendig hielt, in öffentlicher Sitzung 
Tatsachen zur Sprache zu bringen, welche die Sicher­
heit des Staates gefährden konnten oder doch der Not­
wendigkeit der Geheimhaltung unterlagen. Es bedeutet 
eine schwere Pflichtverletzung, wenn der Verteidiger in 
seinen Ausführungen über solche Tatsachen unachtsam 
hinwegredet und sie dadurch bagatellisiert. Den allein 
richtigen Weg weisen ihm die §§ 83, 85 StPO, wonach 
er, bevor er solche Tatsachen oder Umstände zur 
Sprache bringt, die Ausschließung der Öffentlichkeit 
zu beantragen hat.

Einer Erwähnung wert ist immerhin auch noch fol­
gender Fall: Ein Berufungsstrafsenat hatte sein Urteil 
verkündet. Mit einem von diesem Tage datierten, aber 
erst mehrere Tage später beim Obersten Gericht ein­
gegangenen Schreiben überreichte ein Rechtsanwalt 
eine von dem Angeklagten sechs Tage vor dem Haupt­
verhandlungstermin Unterzeichnete und datierte Voll­
macht mit dem Anträge, ihm eine Abschrift des er­
gangenen Urteils zu erteilen. Er wurde vom Senat 
darauf hingewiesen, daß das Urteil inzwischen zur 
Zustellung an den Angeklagten abgegangen sei und daß 
er sich an diesen wenden möge. Der dagegen vom An­
tragsteller erhobene Protest entbehrte jeder Begrün­
dung. er hatte keinen Anspruch auf Erteilung einer 
Urteilsabschrift, nachdem er sich erst nach Abschluß 
des Verfahrens gemeldet hatte. Dagegen erhebt sich die 
Frage: Warum die Meldung als Verteidiger erst mit 
einem vom Termintage datierten Schreiben, dem jede 
Erklärung der verspäteten Meldung fehlt?

Unsere Kritik soll jedoch nicht im Formalen stecken 
bleiben. Wir verlangen vor allem sorgfältige Begrün­
dung der Berufung und gut vorbereitete Vorträge als 
Ausdruck des Verantwortungsbewußtseins und des 
ideologischen und fachlichen Niveaus unserer Rechts­
anwälte!

Selbst Rechtsanwälte, die in Strafsachen vor den 
Strafsenaten des Obersten Gerichts ein verantwor­
tungsbewußtes Auftreten zeigen, glauben, daß man es 
vor den Zivilsenaten nicht so genau zu nehmen 
brauche. Daß für die persönliche Wahrnehmung der 
Termine zur mündlichen Verhandlung in Z i v i l s a ­
c h e n  nicht die gleichen Anforderungen zu stellen sind

*) Vgl. Urt. des OG vom 28. November 1952 (NJ 1952 S. 616).


